
Missbrauch  des  Europäischen
Protesttages  zur
Wahlpropaganda

 

Der Europäische Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung  sollte  ein  Tag  sein,  an  dem  sich  unsere
Gesellschaft  auf  die  dringend  benötigte  Inklusion  und  die
Rechte von Menschen mit Behinderung konzentriert. Doch es ist
enttäuschend zu sehen, wie dieser bedeutende Tag von einigen
politischen Kräften und Verbänden instrumentalisiert wird, um
Wahlpropaganda gegen eine bestimmte Partei zu betreiben.

Der  besagte  Kommentar  von  Ulla  Schmidt,  Vorsitzende  der
Bundesvereinigung  Lebenshilfe,  ist  ein  Paradebeispiel  für
solch einen Missbrauch. Anstatt sich auf die Kernanliegen des
Protesttages  zu  konzentrieren  und  die  Umsetzung  der  UN-
Behindertenrechtskonvention  zu  fordern,  nutzt  Schmidt  die
Gelegenheit, um pauschal gegen die AfD zu wettern. Dieser
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Versuch, politische Differenzen über ein sensibles Thema wie
Behinderung auszutragen, ist nicht nur respektlos gegenüber
den Betroffenen, sondern auch höchst unpassend.

Indem Schmidt die AfD pauschal als „rechtsextrem“ bezeichnet
und sie taktisch von der Wahl ausschließen will, trägt sie
nicht zur sachlichen Auseinandersetzung bei. Vielmehr nutzt
sie den Protesttag, um politische Stimmung gegen eine Partei
zu  machen.  Es  ist  zudem  beunruhigend,  dass  sie  in  diesem
Kontext  Vergleiche  zur  dunkelsten  Zeit  unserer  Geschichte
zieht. Solche Aussagen sind nicht nur übertrieben, sondern
auch  gefährlich,  da  sie  die  wahre  Bedeutung  des
Nationalsozialismus  relativieren.

Darüber hinaus ist es bemerkenswert, dass die Bundesregierung
seit  15  Jahren  die  UN-Behindertenrechtskonvention  (UN-BRK)
unterzeichnet hat und dennoch eines der Schlusslichter bei
deren  Umsetzung  ist.  Anstatt  politisches  Kleingeld  zu
wechseln,  sollten  Politiker  und  Institutionen  ihre  Energie
darauf verwenden, die Rechte von Menschen mit Behinderung zu
stärken und die Inklusion voranzutreiben. Vor allem in den
eigenen Reihen, sowohl bei der Regierung als auch bei der
Lebenshilfe, nach dem Moto von Ulla Schmidt: „Teilhabe statt
Ausgrenzung! Keine Stimme für die“, die die Umsetzung der UN-
BRK verhindern!

Der Europäische Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung  sollte  nicht  als  Bühne  für  politische
Auseinandersetzungen missbraucht werden. Es ist wichtig, dass
wir  uns  auf  die  tatsächlichen  Herausforderungen  und
Bedürfnisse  von  Menschen  mit  Behinderung  konzentrieren  und
nicht  die  Gelegenheit  nutzen,  um  politische  Gegner
anzugreifen.

In  einer  pluralistischen  Gesellschaft  ist  es  wichtig,
unterschiedliche Meinungen und Ansichten zu respektieren. Eine
sachliche Auseinandersetzung ist dabei wesentlich produktiver
als  polemische  Attacken.  Die  Lebenshilfe  und  andere



Organisationen sollten ihre Energie darauf verwenden, echte
Lösungen und Verbesserungen für Menschen mit Behinderung zu
erarbeiten, anstatt den Protesttag als Werkzeug für politische
Kampagnen zu nutzen. Die Politik sollte an einem solchen Tag
beschämt ruhig sein und ihrer Versäumnisse den Behinderten und
chronisch Kranken gegenüber gedenken und endlich positiv aktiv
werden.

Der Europäische Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung  verdient  es,  ernst  genommen  und  nicht
instrumentalisiert  zu  werden.  Nur  so  können  wir  als
Gesellschaft die Inklusion und die Rechte von Menschen mit
Behinderung wirklich voranbringen.
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